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Nachfolgend geht es um unsere politischen Schwerpunkte, 
nicht um eine detaillierte Gesamtschau aller Redebeiträge, 
Einzelanfragen und Initiativen. Wir danken allen Bündnis-
partner*innen und unseren Kolleginnen sowie Kollegen in 
der Fraktion, mit denen wir an vielen Projekten gemein-
sam gearbeitet haben.
Wir freuen uns über kritische, lobende, aufmunternde, be-
denkenswerte und vorwärtsweisende Kommentare.
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und gegengesteuert.
Die Schließung und Reduzie-
rung frühkindlicher Betreuung 
hat ganz besonders in der ers-
ten Corona-Welle große Pro-
teste hervorgebracht. Anhand 
einer Petition mit 28.000 Un-
terzeichnenden haben wir die 
Forderungen der Erzieher*in-
nen an eine für alle Beteiligte 
gute Öffnung der Kitas über 
den Ausschuss für Soziales 
und Integration an die Landes-
regierung weitergegeben. 
Im Schwerpunkt Kinderrechte 
haben wir bewusst zuerst die 
Beteiligungsrechte von Kin-
dern und Jugendlichen adres-
siert. Dass eine Kinder- und 
Jugendrechtsbeauftragte in 
Vollzeit beim Land eingestellt 
wurde, ist nicht zuletzt unse-
rer Hartnäckigkeit, aber auch 
derjenigen von Verbänden und 
Initiativen zu verdanken. Jetzt 
geht es darum die Ombudss-

telle Kinderrechte regelhaft in 
Hessen zu verankern und aus 
Landesmitteln zu finanzieren. 
Wir werden unsere Positionen 
zur Kinder- und Jugendhilfe im 
Hinblick auf die Umsetzung 
des SGB VIII weiter ausbauen 
und zuspitzen. Hier gibt es 
Handlungsbedarf u.a. im Hin-
blick auf die Ausstattung der 
Jugendämter. 

„Dass eine Kinder- und Jugend-
rechtsbeauftragte in Vollzeit beim 
Land eingestellt wurde, ist nicht 

zuletzt unserer Hartnäckigkeit, aber 
auch derjenigen von Verbänden und 

Initiativen zu verdanken.“

#LINKSwirkt

1. Politik für Kinder und Familien

Frühkindliche Bildung: Erfreu-
lich war, dass die Landesregie-
rung die Zuschüsse für Kitas 
erhöht (leider vorwiegend mit 
Geldern, die den Kommunen 
zustehen) und den Personal-
schlüssel verbessert hat, auch 
wenn uns besonders die An-
erkennung eines höheren 
Anteils der mittelbaren päd-
agogischen Arbeit fehlt. Wir 
haben einen eigenen Akzent 
in der Beratung des Kinder- 
und Jugendhilfegesetzbuches 
gesetzt, indem wir einen Ge-
setzentwurf für eine gute Pra-
xisanleitung vorgelegt haben. 
Dieser wurde in einem Fach-
gespräch mit vielen verschie-
denen Akteurinnen und Akteu-
ren der frühkindlichen Bildung 

vorbereitet. Auch wenn das 
Thema keine Massenwirkung 
erreicht, sehen wir es als not-
wendig an, dass höhere Res-
sourcen in die Ausbildung und 
Anleitung gesteckt werden, 
um Fachkräfte gut in den Be-
ruf einzuführen, dort zu halten 
und zurückzugewinnen.  
Mit 26 Kleinen Anfragen haben 
wir eine Übersicht über die In-
vestitionszuschüsse von Bund 
und Land in Kitas erstellt. Lei-
der weiß die Landesregierung 
sehr wenig über den Fachkräf-
temangel, fehlende Plätze und 
den notwendigen Ausbau bzw. 
will sie es nicht wissen. Der 
Mangel an Kita-Plätzen ist ins-
besondere in Südhessen ek-
latant, die Kommunen ächzen 
unter der hohen finanziellen 
Belastung. Gleichzeitig man-
gelt es zunehmend an Fach-
personal. Hier hat die Landes-
regierung viel zu spät reagiert 
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gen und beten dürfen. Dieser 
Gesetzentwurf hat bundesweit 
Resonanz entwickelt. 
Das Thema Gewalt gegen 
Frauen haben wir mit der Is-
tanbul-Konvention (Antrag und 
Große Anfrage) und einem An-
trag zu Femiziden im Landtag 
aufgegriffen. Leider bewegt 
sich die Landesregierung in 
diesem Bereich bisher sehr 
wenig. Es gibt weiterhin keine 
Koordinierungsstelle, kaum 
Prävention, kein Blick auf in-
tersektorale Diskriminierung 
und Gewalt, keine Schulung 
von Polizei, Justiz und Verwal-
tung - das konnte man in dem 
Statusbericht an die Nationale 
Koordinierung nachlesen. Eine 
einmalige finanzielle Unter-
stützung der Frauenhäuser 
und Gewaltschutzeinrichtun-

gen während der Pandemie 
ist nicht ausreichend. Wir 
haben beantragt, die Anzahl 
der Frauenhausplätze zu ver-
doppeln, Frauen beim Auszug 
aus dem Frauenhaus zu unter-
stützen (z.B. durch spezielle 
Belegungsrechte bei den Woh-
nungsbaugesellschaften), Mit-
tel für Prävention und für die 
Arbeit mit Täter*innen zur Ver-
fügung zu stellen. „Wir haben einen Gesetzentwurf für eine Ab-

standsregelung von Selbstbestimmungsgeg-
ner*innen von Konfliktberatungsstellen einge-
bracht. Dieser Gesetzentwurf hat bundesweit 

Resonanz entwickelt. Der Innenminister 
musste einen Erlass auf den Weg bringen.“

#LINKSwirkt

Seit Beginn der Legislaturpe-
riode begleiten uns die Aus-
einandersetzungen um den 
§ 219a (und somit auch § 
218). Das Recht auf sexuel-
le und reproduktive Selbst-
bestimmung von Frauen hat 
für uns eine hohe Bedeutung 
und ist teilweise nicht mehr 
gewährleistet, zum Beispiel 
gibt zu wenige Möglichkeiten 
in Hessen einen Schwanger-
schaftsabbruch vorzunehmen 
und kaum Möglichkeiten sich 
über die Art des Abbruchs zu 
informieren. Menschen mit 

geringen finanziellen Ressour-
cen haben nicht die Möglich-
keit, regelmäßig zu verhüten. 
Wir werden weiterhin aktiv für 
die Abschaffung der §§219a 
218 StGB eintreten und die 
Ärzt*innen, die über Schwan-
gerschaftsabbruch informie-
ren, unterstützen und bei ihren 
Prozessen für das Selbstbe-
stimmungsrecht begleiten. 
Wir haben einen Gesetz-
entwurf für eine Abstands-
regelung von Selbstbestim-
mungsgegner*innen von 
Konf l ik tberatungsste l len 
eingebracht. Wir waren er-
folgreich, weil Innenminister 
Beuth aufgrund des hohen ge-
sellschaftlichen Drucks eine 
Verfügung erlassen musste, 
dass diese Gruppen nur in an-
gemessener Entfernung sin-

2. Frauen, Gleichstellung 
und feministische Politik
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tige Ursache von Altersarmut 
ist. Als die Altenpflegehilfe von 
den anderen Fraktionen hoch-
gelobt wurde, haben wir auf 
den geringen Verdienst in die-
sem Bereich hingewiesen, von 
dem man kaum leben kann. 
Auch wenn die ganze Hartz-
Gesetzgebung Bundesangele-
genheit ist, weisen wir immer 
wieder auf die Folgen hin und 
erwarten, dass Land und Kom-
munen die Folgen der Armut 
zumindest möglichst klein 
halten, in dem in frühkindliche 
Bildung, Unterstützung der Fa-
milien, gute Schulbildung im 
Ganztag, Nulltarif im öffentli-
chen Nahverkehr, kostenfreie 
Zugänge zu Kultur- und Frei-
zeitangeboten für Kinder und 
Jugendliche und preisgüns-
tigem Wohnraum investiert 
wird. 
Vor Corona wurde bereits im 
ganzen Land sichtbar, dass 
Wohnungs- und Obdachlosig-

keit zunimmt und kein Phäno-
men der Städte mehr ist. Mit 
der Großen Anfrage konnten 
wir die Initiativen von Wohl-
fahrtsverbänden und Selbst-
hilfeorganisationen unterstüt-
zen, mit denen wir konkrete 
Forderungen teilen. Das Land 
hat zugesagt, für „housing 
first“-Projekte finanzielle Un-
terstützung beizutragen, es 
entstehen vor Ort Wohnungs-
sicherungsstellen, die Woh-
nungslosigkeit verhindern. Es 
ist zwar sehr mühselig in der 
Pandemie auf die besonderen 
Probleme von Menschen hin-
zuweisen, die kein Zuhause 
haben, allerdings wurden sie 
beim Impfen in eine frühe Prio-
rität eingestuft. 
Allerdings gibt es nicht nur 
beim Impfen noch Bedarf auf 
die Situation von Menschen 
ohne Krankenversicherungs-
schutz einzugehen. Wir haben 
nicht verstanden, warum die 

humanitären Sprechstunden 
nicht Teil der Impfkampag-
ne sind. Um die Behandlung 
von Nichtversicherten zu ver-
bessern, haben wir einen Ge-
setzentwurf zusammen mit 
Medinetzen und Hilfsstruktu-
ren entwickelt und vorgelegt, 
der Clearingstellen im ganzen 
Land und einen Behandlungs-
fonds vorsieht. Das Gesetz 
wurde zwar abgelehnt, aller-
dings steigt der Druck, dass 
dazu etwas von Seiten der 
Landesregierung getan wird. 

„Die hessische Lan-
desregierung sucht 
nach Möglichkeiten, 

wie sie etwas zum Ab-
bau von Obdachlosig-
keit tun kann. Mehr ist 
leider noch nicht. Wir 

bleiben dran.“

#LINKSwirktDas Thema Kinderarmut füh-
ren wir aus der vorhergehen-
den Legislaturperiode weiter, 
u.a. indem wir das unsägliche 
Bildungs- und Teilhabepaket 
kritisieren, das mehr Proble-
me verursacht als das es Fa-
milien unterstützt. Wir freuen 
uns sehr über die Initiativen 
der Wohlfahrtsverbände zu 
Präventionsketten gegen Kin-
derarmut, dies haben wir mit 
zwei kleinen Anfragen unter-
stützt und beteiligen uns an 
der zivilgesellschaftlichen Dis-
kussion. Ferienfreizeiten ha-
ben für Kinder aus armen Fa-
milien eine hohe Bedeutung. 
Nicht nur diese Unterstützung 
ist während Corona stark ver-
mindert. Wir haben immer 
wieder die Folgen des Lock-
downs für Kinder thematisiert 

und die Landesregierung auf-
gefordert, alles dafür zu tun, 
dass sie so gering wie möglich 
bleiben. Mit dem Fachforum 
„Kinderrechte im Widerspruch 
zu Kinderarmut“ am 3. Sep-
tember 2021 setzen wir den 
Schwerpunkt für die zweite 
Hälfte der aktuellen Wahlpe-
riode – auch in der Hoffnung 
von Veränderungen nach der 
Bundestagswahl 2021, etwa 
mit Blick auf die Diskussion 
um eine eigenständige Kinder-
grundsicherung.
Mit einer Großen Anfrage ha-
ben wir Altersarmut in Hessen 
thematisiert, die insbesondere 
Frauen trifft. Wir arbeiten im 
Bündnis gegen Altersarmut 
von Frauen Südhessen mit 
und entwickeln zusammen mit 
vielen Frauenorganisationen 
Forderungen und Präsenz in 
der Öffentlichkeit. Wir haben 
Forderungen gestellt, wie 
Lohnungleichheit bekämpft 
werden kann, die eine gewich-

3. Sozialpolitik: Armut bekämpfen
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ne wie progressive Fachkräfte 
angezogen. Wir bereiten uns 
auf die Reform des PsychKHG 
und des Maßregelvollzugsge-
setzes mit Anfragen, Berichts-
anträgen, Gesprächen und An-
trägen vor. 
Zwei wesentliche Elemente 
sind für uns die Vermeidung 
von Zwangsmaßnahmen und 
die Verbesserung der ambu-
lanten Versorgung insbeson-
dere in Krisensituationen. Wir 
haben deutliche Kritik an der 
Landesregierung geäußert, 
die es seit 2017 nicht schafft, 
die Kliniken in Bezug auf Fi-
xierungen zu kontrollieren, 
und noch meilenweit von der 
Reduzierung entfernt ist. Die 
Landesregierung hat immer 
noch nicht das Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil aus 2018 
zum Richtervorbehalt bei Fi-
xierungen umgesetzt. Weiter-
hin haben wir die Bestellung 
von Gutachter*innen in der 

Psychiatrie problematisiert. 
Die Corona-Pandemie haben 
wir auf vielfältige Weise the-
matisiert. Die Auswirkungen 
auf Kinder und Jugendliche, 
auf die Zunahme von Gewalt 
gegen Frauen und Kinder, 
auf einzelne Berufsgruppen, 
auf soziale Einrichtungen, 
Vereine, Wohlfahrtsverbän-
de, auf die Tagespflege, auf 
Menschen in sozialen Notla-
gen und ganz besonders auf 
Menschen, die in Senioren-
einrichtungen leben, haben 
wir erfragt und dafür gesorgt, 
dass Fehlentwicklungen abge-
stellt werden. Beispielsweise 
wurden Schwangerschafts-
abbrüche zunächst nicht als 
dringliche Eingriffe behandelt, 
auch haben wir massiv darauf 
gedrängt, dass Personal und 
Besucher*innen in der Alten-
pflege frühzeitig regelmäßig 
getestet werden. Wir haben 
uns mit Früherkennung etwa 

durch Abwassertestungen wie 
mit dem Impfen beschäftigt 
und auf prioritäre Gruppen 
aufmerksam gemacht. Wir wa-
ren für die Anliegen aus der 
Bevölkerung immer ansprech-
bar und haben uns für  Lösun-
gen in individuellen Problem-
lagen eingesetzt. Wir sehen 
es als notwendig an, dass wei-
terhin kostenfrei getestet und 
niedrigschwellig geimpft wird. 
In der Corona-Pandemie wur-
de sehr deutlich, wie schlecht 
es um den Arbeitsschutz und 
dessen Kontrollen bestellt ist. 
In Hessen muss ein Betrieb 
durchschnittlich nur alle 40 
Jahre befürchten, kontrolliert 
zu werden. Hier sind dringend 
eine personelle Aufstockung 
und eine klare Vorgabe zur 
Kontrolle von Seiten des Lan-
des erforderlich. Ein erster 
Schritt ist unsere Große An-
frage dazu. 

Eine flächendeckende Ge-
sundheitsversorgung nützt 
der Bevölkerung in Stadt und 
Land. Mit dem Gesundheits-
plan für Hessen haben wir ein 
Konzept für eine ausgewogene 
Ausstattung Hessens mit sta-
tionären Einrichtungen und 
einer intersektoralen Versor-
gung entwickelt. Gesundheits-
versorgung muss in öffentliche 
Hand, mit Krankenhäusern 
darf kein Profit erwirtschaftet 
werden, deshalb sind wir für 
die Rekommunalisierung der 
Kliniken. Die Fallpauschalen 
sollen abgeschafft und durch 
die Erstattung der Selbst-
kosten ersetzt werden. Damit 
einher geht eine gute ambu-
lante Versorgung. Der Pflege-

notstand muss über bessere 
Arbeitsbedingungen und Per-
sonalmindeststandards aufge-
löst werden, finanziert durch 
eine Bürgerversicherung. Wei-
terhin braucht der öffentliche 
Gesundheitsdienst höhere 
Aufmerksamkeit und eine viel 
bessere Ausstattung. Für die 
Rückführung des Universitäts-
klinikums Gießen-Marburg in 
die Hand des Landes weist ein 
von uns mit beauftragtes Gut-
achten den rechtlichen Weg.
Seit Beginn der Legislaturpe-
riode beschäftigen wir uns in-
tensiv mit der psychiatrischen 
Versorgung. Dabei bauen wir 
auf der bereits in der letzten 
Wahlperiode festgehaltenen 
politischen Linie einer ge-
waltfreien Psychiatrie auf, die 
möglichst ambulant und mit 
flächendeckenden Krisen-
diensten arbeitet. Mit dem 
Fachgespräch zu Beginn 2020 
haben wir eine hohe Außen-
wirkung entfacht und Betroffe-

„Gesundheitsversorgung muss in öffentliche 
Hand, mit Krankenhäusern darf kein Profit er-
wirtschaftet werden, deshalb sind wir für die 

Rekommunalisierung der Kliniken.
Für die Rückführung des Universitätsklinikums 
Gießen-Marburg in die Hand des Landes weist 
ein von uns mit beauftragtes Gutachten den 

rechtlichen Weg.“

4. Gesundheit: Voraussetzung 
für ein gutes Leben 
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Wir werden uns in den näch-
sen zweiundeinhalb Jahren 
weiterhin mit Kinder- und Ju-
gendrechten und der Bekämp-
fung von Armut beschäftigen. 
Hier freuen wir uns auf die Zu-
sammenarbeit mit vielen ge-
sellschaftlichen Institutionen. 
Wir bereiten die Ergänzung 
des Gesundheitsplans um ei-
nem Pflegeplan vor. Die Psych-
iatriereform wird mit der aktu-
ellen Novellierung keineswegs 
abgeschlossen sein, wenn 
es Fortschritte gibt, hat dies 
auch mit unserer Hartnäckig-
keit und der der Betroffenen 
zu tun. Die Gleichstellung so-
wie das Selbstbestimmungs-

recht von Frauen, der Schutz 
von Frauen und Kindern vor 
Gewalt und die Umsetzung 
der Jugendhilfereform werden 
wir weiterhin begleiten. Die 
Gleichstellung von Menschen 
mit Beeinträchtigungen und 
der Bedarf in der älteren Ge-
sellschaft werden wir ebenso 
verfolgen. 

Wiesbaden 1.9.21

Ausblick
Nachdem DIE LINKE seit elf 
Jahren das Gehörlosen- und 
Taubblindengeld fordert, wur-
de es 2021 tatsächlich ein-
geführt. Bei einigen Kritik-
punkten, die von Seiten der 
Anzuhörenden eingebracht 
wurden, konnten wir Ände-
rungen erreichen. Wir haben 
hier wie beim Hessischen 
Behindertengleichstellungs-
gesetz Änderungsanträge an 
die Gesetzentwürfe gestellt. 
Dringend erforderlich ist die 
bereits 2017 im Landtag be-
schlossene Ausbildung zur 
Taubblindenassistenz zu reali-
sieren. Die Notwendigkeit bar-
rierefreier Wohnungen wurde 
von uns thematisiert. 

5. Inklusion leben

Parlamentarische Bilanz in Zahlen
Wir haben 180 Kleine Anfragen, mündliche 
Fragen und Berichtsanträge, vier Große An-

fragen und 26 Anträge (von 113 der Fraktion) 
gestellt. Christiane Böhm hat 113 Reden 

gehalten. Dies macht deutlich, wie hoch die 
Bedeutung der Sozial- und Gesundheitspolitik 

für DIE LINKE. im Hessischen Landtag ist. 
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Bei Interesse finden Sie un-
sere parlamentarischen Ini-
tiativen über das Landtags-
informationssystem (starweb.
hessen.de)

Anleitung zur erweiterten Suche:
• Häkchen bei   „20.  Wahlperiode 18.1.2019 - 17.1.2024“ 

(bereits ausgewählt)
• „- weitere Suchoptionen“ auswählen. „Böhm“ bei „Autoren“ 

eintippen.
• Zeitraum: 18.01.2019 - 01.09.2021 eintippen. 

Impressum:

Christiane Böhm
Sozial- und gesundheitspolitische Sprecherin
DIE LINKE. Im Hessischen Landtag
Schloßplatz 1-3
65183 Wiesbaden
TEL. 0611 3506097
c.boehm@ltg.hessen.de

www.boehm-christiane.de
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